
Sprechweisen und Arbeitsprogrammen, die
manchmal juristisch sehr wenig aussagen und
auch nicht viel erbringen, heute aber bis in
die Gesetzgebung und Entscheidungsgrün-
de der Verfassungsgerichte vordringen und
mit dem bisherigen Recht nicht recht zusam-
menklingen. 
Rasch zentriert sich der Untersuchungsge-
genstand um handfeste Fragen der Verschlüs-
selung, denn elektronische Kommunikation
der Verwaltung ist wesentlich davon abhän-
gig, dass der Inhalt und die Herkunftsanga-
be von elektronisch kommunizierten Doku-
menten zutreffen und nicht etwa auf dem We-
ge verändert wurden oder aber von einer an-
deren Stelle herrühren. Im Sinne solcher
Fragen hat „electronic government“ eine ge-
wisse Konsolidierungsphase erreicht. Für die
Außenbeziehungen der Verwaltung ist ein
Rechtsrahmen bereitgestellt, der den Über-
gang zu elektronischer Verwaltung ermög-
licht, wenn auch – wie der Autor meint – noch
nicht hinreichend steuert, obwohl hier das
Recht des Datenschutzes vorgearbeitet hat.
Der Binnenbereich der Verwaltung hingegen
erscheint noch zu stark vernachlässigt. Aller-
dings ist der Stand, dass man die Probleme
klar umschreiben kann. Auch finden sich ers-
te Ansätze für Lösungen. Daher kann man sa-
gen, dass die Grundlinien vorgezeichnet sind.
Die weitere Begleitung des Unternehmens
„electronic government“ bleibt dauerhaft ei-
ne Aufgabe der Rechtswissenschaft. Dabei
geht es vor allem um die Organisation von
Rechtssicherheit; es ist entscheidend, wie
technische Sicherheit und Rechtssicherheit
verknüpft sind. Schwächen der gegenwärti-
gen Gesetzeslage kann hier zur Zeit nur eine
gesteigerte Aufsicht über die Signaturanbie-
ter kompensieren. Für bewältigt erachtet die
Schrift die Probleme einer hinreichenden Zu-
ordnung des Schutzes von Individualrechten
und konkurrierenden öffentlichen Interessen
sowie – auch insoweit – diejenigen der Rechts-
sicherheit. Die noch nicht verwirklichte eu-
roparechtliche Konzeption einer zentralisier-
ten Entscheidungskompetenz für die Inter-
operabilität, die in einen kooperativen Ab-
stimmungsverbund eingebettet ist, innerhalb
dessen die Initiativ- und Koordinierungskom-
petenz wiederum bei einem zentralistischen
Organ liegt, erscheint vielversprechend – ob-
wohl sie bisher nur teilweise verwirklicht ist
und meines Erachtens damit – wie auch sonst

Buchbesprechungen Die Hamburger Habilitationsschrift des in-
zwischen nach Gießen berufenen Schülers
von Wolfgang Hoffmann-Riembefasst sich mit
einem aktuellen Thema. Sie ist in einer repu-
tierlichen neuen Reihe als erster Band erschie-
nen. Hier sollen nach dem rückwärtigen Klap-
pentext, den die Herausgeber verantworten,
ausgewählte Monografien zum deutschen,
europäischen und ausländischen Verwal-
tungsrecht erscheinen, die sich durch Inno-
vationsoffenheit, Grundlagenbezug sowie ein
besonderes Interesse an den einschlägigen
Realbereichen und den Erkenntnissen be-
nachbarter Wissenschaftsdisziplinen aus-
zeichnen. 
Den Haupttitel definiert der Autordahin, dass
er den intensiven Einsatz der Informations-
und Kommunikationstechnik mit dem Ziel ei-
ner Verbesserung der Verwaltung bezeichnet.
Schon geraume Zeit ist dieser Einsatz ein
Kernthema der Verwaltungswissenschaft und
inzwischen auch des Verwaltungsrechts. Er
zielt – wie der Autor weiter ausführt – auf Mo-
dernisierung der Verwaltung und soll Effi-
zienz und „Kundenorientierung“ steigern.
Das Recht muss Rahmenbedingungen für den
Einsatz moderner Kommunikationstechnik
bereitstellen. Auch Veränderungen der Funk-
tionsweisen der Verwaltung sind geboten.
Das gilt auch für Verwaltungsverfahren und
Verwaltungsorganisation sowie die Koordi-
nation verschiedener Ebenen, auf denen Ver-
waltung stattfindet, also etwa von der kom-
munalen über die Landes- hin zur Bundes-
und europäischen Ebene. Im Verwaltungs-
verfahren geht es vor allem um Fragen von
Zugang, Umhegung, Form und Absicherung
hinreichender Kommunikation und Transpa-
renz, die mit einem Medienwechsel verbun-
den sind. Die Zuständigkeiten, die Zuordnung
der Verantwortung und der Datenschutz sind
zentrale rechtliche Koordinaten einer flexi-
blen und zugleich gut vernetzten Entwick-
lung von Verwaltung. Auch die verfassungs-
und die europarechtliche Kompetenzvertei-
lung sind heranzuziehen, da sie einen Rah-
men abgeben für die Optionen und Grenzen
der – wie der Autor schreibt – neuen Schlüs-
selaufgabe einer „interoperabilitätssichern-
den“ standardisierenden oder auch zentra-
lisierenden Steuerung der technischen Infra-
struktur im „Mehrebenensystem“ – womit
sich zugleich andeutet, dass die Schrift teil-
nimmt an den dem Zeitgeist verhafteten
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im Europarecht – die Schwierigkeit, Rechts-
sicherheit auch dann noch für dezentrale Zu-
ständigkeiten zu wahren, wächst. Allerdings
haben transeuropäische Netze diesen Weg
schon technisch vorgezeichnet, der „point
of no return“ ist schon überschritten. Und die-
se Entwicklung erfordert – wie wohl „elec-
tronic government“ keine eigenständige Form
der Verwaltung ist – auch die Schaffung von
Gestaltungsspielräumen für die Verwaltung
im Sinne einer Öffnung, dann die Fortbildung
der überkommenen rechtlichen Regelungen
und dogmatischen Instrumente sowie schließ-
lich die Schaffung neuen Rechts. Damit sind
Kompetenzverlagerungen, Öffnungen für
Bandbreiten der Interpretation und die Al-
ternativen etwaiger Lösungen sowie ein ge-
rüttelt Maß an Rechtspolitik angesprochen.
Das führt zur teleologischen Reduktion von
Gesetzesvorbehalten, zu eigenen Verwal-
tungspolitiken, die parlamentarisch nicht
mehr voll vermittelt sind und – wie gesagt –
zu latent zentralisierter Steuerung. 
Gewiss sind in einem schwer zu beschreiben-
den Umfang Rechtssicherheit und Grund-
rechtsschutz in Gefahr, auf der Strecke zu blei-
ben. Bei aller Bürgernähe solcher Formen der
Verwaltung ist daher umso wichtiger, wie es
mit einer Kontrolle von außen, im Sinne ei-
nes bürgerschaftlichen Engagements Priva-
ter in diesem Kontext steht. Denn mit der
immer stärkeren Verlagerung von Gestal-
tungskompetenzen „nach oben“ – bis hin in
die europäische Ebene – geht das, was als
„Bürgernähe“ firmiert, wieder weitgehend
verloren und müssen ergänzende Instrumen-
te einer kompetenten Zivilgesellschaft wirk-
sam werden, sollen hier nicht neue arcana
imperii, neues Herrschaftswissen vor allem
zum Zuge kommen und die Gefahren einer
selbstherrlichen Verwaltungspraxis virulent
werden. Hier scheint dem Rezensenten die
„Normalitätsgewissheit“ in Ansehung der
Wahrung von Rechtsbindungen durch die Ver-
waltung der jüngeren Generation zu groß,
wenn nicht naiv. Daher vermisst die skepti-
sche Perspektive hier eine eingehendere Aus-
einandersetzung im Sinne von, „dass Vertrau-
en gut, aber Kontrolle besser ist“ – was hier
sicher vor allem externe Kontrollen meinen
muss. Damit ist kein Rigorismus im Sinne
einer Maschinenstürmerei gemeint, sondern
schlicht das Maß an Skepsis, das allerdings
mit der Zunahme neuer Herrschaftsinstru-

mente seinerseits wächst. Dieser Teil des hier
angezeigten Buches müsste noch geschrie-
ben werden. Es wird sich allerdings nicht
auf herkömmliche Instrumente des Daten-
schutzes beschränken dürfen. Dafür findet
man in der Schrift, insbesondere auch in dem
Abschnitt über öffentliche Verwaltung als In-
formationsverbund schon vieles. Es erfordert
aber eher Selbstorganisation als die Erweite-
rung der Zuständigkeiten bestehender Ein-
richtungen wie etwa der der Datenschutz-
beauftragten. Hier werden die Medien einen
hervorragenden Platz haben müssen, um je-
ne externe Kontrollmöglichkeiten zu entwi-
ckeln, einzusetzen und in einer Interaktion
mit Privaten, die hinreichende Kompetenz
besitzen, zu entfalten. Dabei ist von großer
Bedeutung, ob ein investigativer Journalis-
mus rechtlich akzeptiert oder inkriminiert
wird. Auch insoweit stehen die Zeichen be-
sonders in den letzten Jahren nicht zum Bes-
ten. 
Das alles ändert aber nichts daran, dass mit
der Habilitationsschrift von Martin Eifert ei-
ne umfassende Darstellung zunächst des Phä-
nomens der elektronischen Verwaltung, dann
aber auch ihrer Konsequenzen und ihrer Per-
spektiven vorliegt. Wer sich informieren
möchte, der sollte auch dieses Buch in die
Hand nehmen. Allerdings muss das zur Lek-
türe führen, da eine Suche nach den Rosi-
nen in dem Kuchen verwehrt ist; es fehlt näm-
lich ein Register – und das Inhaltsverzeichnis
reicht dafür nicht ganz aus, obwohl es doch
schon ziemlich weit führt. In der Regel ist
auch die Sprache angenehm gehalten, nur
selten stößt man auf Ausrutscher in der Eile
des Gefechts. Aus medienrechtlicher Perspek-
tive ist die Arbeit auch deshalb von Interes-
se, weil sie deutlich macht, wieweit die neu-
en Techniken Einzug gehalten haben in Ver-
waltung und Verwaltungsrecht.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Die Arbeit befasst sich vor allem mit § 11 des
Rundfunkstaatsvertrages (RStV) i. d. F. des
8. Änderungsstaatsvertrags, der den Ertrag
der bisherigen Entwicklung des Funktions-
auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
in Deutschland spiegelt. Dabei stellt sie die-
se Entwicklung in das kritische Licht des jün-
geren Phänomens der Digitalisierung und
vergleicht sie in knapper Form mit dem Stand
ähnlicher Veränderungen in Großbritannien
bei der BBC. Die mit Unterstützung der
Dr. Feldbausch-Stiftung veröffentlichte Schrift
ist eine Göttinger Dissertation. Sie entstand
bei Frau Christine Langenfeld. Die Autorin hat
im Übrigen nicht nur umfassend recherchiert,
sondern auch unveröffentlichte Materialien
erschlossen.
Der Gang der Untersuchung entspricht dem
Vorhaben: Ein erster Teil zur geschichtlichen
Entwicklung im Wege eines historischen Ab-
risses und der verfassungsrechtlichen Grund-
lagen, die unverändert bestehen, führt zum
zweiten Teil, der den Rundfunk in das digita-
le Zeitalter stellt und die rechtlichen Konse-
quenzen darzustellen sucht. Dann folgt an
zentraler Stelle der dritte Teil, in dem die
Reichweite des Funktionsauftrags, die erfor-
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